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Liebe Mandanten,
das klingt sehr schick, was uns das Titelbild 
hier sagen will, „stop wishing. start doing.“ 
Man könnte aber auch ganz einfach sa-
gen: Jetzt die Ärmel hochkrempeln! Das 
passt sogar noch besser, denn der Frühling 
streckt seine Fühler aus und etwas Sonne 
auf den Unterarmen kann nicht schaden. So 
verbinden wir das Pragmatische mit dem 
Angenehmen. Und außerdem gibt es zum 
Optimismus keine Alternativen und zum 
Pessimismus keinen Anlass. Ein paar Wün-
sche haben Sie und wir allerdings auch und 
wir arbeiten gemeinsam daran, dass diese 
Wirklichkeit werden. Just do it. Aber das 
wäre jetzt wieder ein anderer Werbeslogan…

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine April 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.04.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 10.04.2018 13.04.2018 06.04.2018

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 10.04.2018 13.04.2018 06.04.2018

Sozialversicherung⁵ 26.04.2018 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2015:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Mai 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezo-
gen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abga-
betermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24./25.05.2018) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 11.05.2018 14.05.2018 08.05.2018

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 11.05.2018 14.05.2018 08.05.2018

Gewerbesteuer 15.05.2018 18.05.2018 11.05.2018

Grundsteuer 15.05.2018 18.05.2018 11.05.2018

Sozialversicherung⁵ 28. / 29.05.2018 entfällt entfällt
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Keine doppelte Haushaltsführung bei 
Hauptwohnung am Beschäftigungsort

Eine steuerlich anzuerkennende doppel-
te Haushaltsführung liegt nicht vor, wenn 
die Hauptwohnung am Beschäftigungsort 
liegt und die Arbeitsstätte von der Haupt-
wohnung in zumutbarer Weise täglich 
erreicht werden kann. Dabei ist der Begriff 
des Beschäftigungsorts weit auszulegen. 
Er beschränkt sich nicht auf eine politische 
Gemeinde.

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
liegt eine Wohnung noch am Beschäfti-
gungsort, wenn der Arbeitnehmer seine 
Arbeitsstätte in etwa einer Stunde aufsu-
chen kann. Aufwendungen für eine Zweit-
wohnung, die angemietet wurde, um die 
Arbeitsstelle noch besser und schneller zu 
erreichen, können in diesem Fall nicht als 
Werbungskosten abgezogen werden. Die 
Fahrzeit ist aber nicht der alleinige Maßstab. 
Bei der Prüfung der Zumutbarkeit sind im-
mer die Umstände des Einzelfalls zu berück-
sichtigen.

E I N K O M M E N S T E U E R

Prämien der gesetzlichen Krankenkas-
sen wegen Selbstbehalt mindern die 
abziehbaren Krankenversicherungsbei-
träge

Gesetzliche Krankenkassen können in ihren 
Satzungen Prämienzahlungen vorsehen, 
wenn die versicherte Person einen Teil der 
von der Krankenkasse zu tragenden Krank-
heitskosten übernimmt (sog. Selbstbehalt). 
Die deswegen gezahlten Prämien mindern 
nach einem Urteil des Finanzgerichts Berlin 
Brandenburg die steuerlich als Sonderaus-
gaben abziehbaren Krankenversicherungs-
beiträge.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

Hinweis: Der von Krankenkassen gewährte 
Bonus für gesundheitsbewusstes Verhalten 
hingegen mindert nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs nicht die abziehbaren 
Krankenversicherungsbeiträge.

Tipp: Entsprechende Bescheide sollten of-
fengehalten werden.
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Ende der Berufsausbildung bei gesetz-
lich festgelegter Ausbildungszeit

Für ein volljähriges Kind, das das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, kann 
Kindergeld gewährt werden, solange es sich 
in Berufsausbildung befindet. Schließt die 
Ausbildung mit einer Prüfung ab, endet die 
Berufsausbildung grundsätzlich spätestens 
mit Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 
Dieser Grundsatz gilt allerdings nicht, wenn 
das Ende der Berufsausbildung durch eine 
Rechtsvorschrift festgelegt wird, wie der 
Bundesfinanzhof entschied.

Zwar endet nach dem Berufsbildungsge-
setz eine Berufsausbildung vor Ablauf der 
Ausbildungszeit mit Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses. Bei einer Ausbildung an 
einer dem Landesrecht unterstehenden 
berufsbildenden Schule jedoch gelten die 
landesrechtlichen Rechtsverordnungen. Se-
hen diese ein gesetzlich festgelegtes Ausbil-
dungsende vor, ist bis dahin Kindergeld zu 
zahlen.

E I N K O M M E N S T E U E R

Aufwandsentschädigung eines ehren-
amtlich tätigen Versicherungsberaters

Das Finanzgericht Nürnberg hat entschie-
den, dass die für die ehrenamtlich ausgeüb-
te Tätigkeit eines Versicherungsberaters oder 
Versicherungsältesten gezahlten Vergütun-
gen als Einkünfte aus sonstiger selbständiger 
Arbeit zu versteuern sind.

Den sog. Übungsleiterfreibetrag gewähr-
te das Gericht nicht, da es sich bei dieser 
Tätigkeit im weitesten Sinne um eine be-
ratende und nicht um eine pädagogische 
Tätigkeit handele. Der Übungsleiterfreibetrag 
ist u. a. bei nebenberuflichen Tätigkeiten als 
Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder Be-
treuer zu gewähren.

Der vom Rentenversicherungsträger an den 
Berater gezahlte Pauschalbetrag für Zeitauf-
wand sei auch keine steuerfreie Aufwands-
entschädigung. Eine solche liege nur vor, 
wenn ein tatsächlich entstandener Aufwand 
ersetzt werde.

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend 

entscheiden.
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Gewerbesteuer als Veräußerungskosten 
bei Veräußerung eines Mitunternehme-
ranteils nach Umwandlung

Veräußerungsgewinn ist der Betrag, um 
den der Veräußerungspreis nach Abzug der 
Veräußerungskosten den Wert des Betriebs-
vermögens übersteigt. Für die Anerkennung 
der Veräußerungskosten kommt es auf ihren 
Veranlassungszusammenhang zur Veräuße-
rung an. Der Zeitpunkt der Verausgabung 
spielt keine Rolle.

Nach Auffassung des Finanzgerichts des 
Saarlandes gehört eine anlässlich des Veräu-
ßerungsvorgangs anfallende Gewerbesteuer 
zu den Veräußerungskosten, wenn ein Mit-
unternehmer seinen Anteil an einer Perso-
nengesellschaft innerhalb von fünf Jahren 
nach Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 

in diese Personengesellschaft veräußert und 
sich verpflichtet, die dadurch ausgelöste 
Gewerbesteuer (anteilig) zu tragen.

Die Gewerbesteuer im Zusammenhang mit 
einer laufenden Gewinnermittlung ge-
hört zu den außerbilanziell dem Gewinn 
hinzuzurechnenden Aufwandspositionen. 
Demgegenüber ergeben sich die Gewin-
nermittlungsvorschriften für einen Veräu-
ßerungsgewinn aus einer eigenen gesetz-
lichen Regelung. Da dort keine Vorschrift 
vorhanden sei, die die Gewerbesteuer auf 
den Veräußerungsvorgang von der Berück-
sichtigung als Teil der Veräußerungskosten 
ausschließe, komme ein Abzugsverbot der 
Gewerbesteuer nicht in Betracht.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Keine Ansparabschreibung für Lu-
xus-Pkw

Keine Ansparabschreibung für Luxus-Pkw
Bis zum 31. Dezember 2006 galten die 
Regelungen der sog. Ansparabschreibung. 
Unternehmer konnten unter bestimmten 
Voraussetzungen für die künftige Anschaf-
fung oder Herstellung eines neuen beweg-
lichen Wirtschaftsguts des Anlagevermö-
gens eine den Gewinn mindernde Rücklage 
bilden. Dabei galt es, Abzugsverbote für 
Betriebsausgaben zu beachten. Eine Anspa-
rabschreibung war also z. B. nicht zulässig, 
wenn die geplanten Aufwendungen die 
Lebensführung des Unternehmers berühren 
und nach allgemeiner Verkehrsauffassung als 
unangemessen anzusehen sind.

Das hat der Bundesfinanzhof im Fall einer 
selbstständig tätigen Vermittlerin von Finan-
zanlagen entschieden, die 2006 bei Be-
triebseinnahmen von 100.000 € eine Anspa-
rabschreibung von 300.000 € beanspruchte. 
Dieser lag die geplante Anschaffung von 
drei Luxus-Pkw mit Anschaffungskosten von 

400.000 € (Limousine), 450.000 € (Sportwa-
gen) und 120.000 € (SUV) zugrunde.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auf-
fassung des Finanzamts, das nur die An-
sparabschreibung für das SUV anerkannt 
hatte. Ein ordentlicher und gewissenhafter 
Unternehmer hätte die Aufwendungen 
für die anderen beiden Pkw nicht auf sich 
genommen. Weiterhin sprechen die Größe 
des Unternehmens (keine Mitarbeiter), die 
geringen Umsätze sowie die nicht gegebene 
Üblichkeit in vergleichbaren Betrieben gegen 
die Angemessenheit der geplanten Aufwen-
dungen.

Hinweis: Die Entscheidung dürfte auch 
für den ab 2007 eingeführten Investitions-
abzugsbetrag gelten. Betriebsausgaben-
abzugsverbote schließen demnach die 
Inanspruchnahme eines Investitionsabzugs-
betrags aus.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Kein Werbungskostenabzug bei über-
höhten Anforderungen an Mietinteres-
senten

Aufwendungen für leerstehende Wohnun-
gen können solange als Werbungskosten 
abgesetzt werden, wie die Vermietungsab-
sicht nicht endgültig aufgegeben wurde. 
Dies setzt allerdings auch ernsthafte und 
nachhaltige Vermietungsbemühungen vor-
aus.

In einem vom Thüringer Finanzgericht ent-
schiedenen Fall stellte die Vermieterin über-
höhte Anforderungen an die Mietinteressen-
ten ihrer leerstehenden Wohnung. So sollten 
diese u. a. Nichtraucher sein, keine Haustiere 
besitzen und nicht alleinerziehend sein. Sie 
begründete dies damit, dass sie im selben 
Haus wohne und Einschränkungen für ihre 
eigene Wohnqualität befürchte.

Das Gericht entschied aufgrund dieser 
Tatsachen, dass die Werbungskosten für die 
leerstehende Wohnung mangels Vermie-
tungsabsicht nicht mehr abzugsfähig sind.

E I N K O M M E N S T E U E R

Besteuerung der unentgeltlichen Über-
lassung eines Dienstwagens an Gesell-
schafter-Geschäftsführer

Die unentgeltliche oder verbilligte Überlas-
sung eines Dienstwagens durch den Ar-
beitgeber an den Arbeitnehmer für dessen 
Privatnutzung führt zu einem steuerpflichti-
gen geldwerten Vorteil. Ob und in welchem 
Umfang der Arbeitnehmer den Pkw tatsäch-
lich privat nutzt, spielt hierfür grundsätzlich 
keine Rolle. Das gilt auch für angestellte 
Gesellschafter-Geschäftsführer.

Im Rahmen einer Lohnsteueraußenprüfung 
hatte das Finanzamt festgestellt, dass eine 
GmbH für ihre beiden Gesellschafter-Ge-
schäftsführer den geldwerten Vorteil nach 
eigenem Ermessen ermittelt und der Lohn-
steuer unterworfen hatte. Dies wurde damit 
begründet, dass die Fahrzeuge nur unre-
gelmäßig privat genutzt würden und darü-
ber hinaus auch private Kraftfahrzeuge zur 
Verfügung stünden.

Das Finanzgericht Hamburg machte noch 
einmal deutlich, dass grundsätzlich der 
geldwerte Vorteil für die Privatnutzung nach 
der sog. 1 % Regelung zu bewerten ist. Eine 
abweichende Bewertung komme nur dann 
in Frage, wenn ein ordnungsgemäßes Fahr-
tenbuch geführt werde.
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Vorsteuerabzug: Bestimmung des Zeit-
punkts einer umsatzsteuerpflichtigen 
Leistung

Ein Unternehmer ist nur dann zum Vorsteu-
erabzug berechtigt, wenn die ihm ord-
nungsgemäß in Rechnung gestellten Ge-
genstände oder Dienstleistungen für Zwecke 
seiner steuerpflichtigen Umsätze verwendet 
werden. Wird eine Eingangsleistung (Liefe-
rung oder sonstige Leistung) vom Unterneh-
mer für steuerfreie Umsätze verwendet, ist 
kein Vorsteuerabzug möglich.

Ob eine Eingangsleistung vom Unternehmer 
zur Ausführung steuerpflichtiger oder steu-
erfreier Umsätze verwendet wird, richtet sich 
nach einem Urteil des Finanzgerichts Nürn-
berg grundsätzlich nach den Verhältnissen 
im Zeitpunkt des Leistungsbezugs.

Ändern sich die für den ursprünglichen 
Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse 
bei der Verwendung eines Gegenstands, ist 
unter bestimmten Voraussetzungen eine Be-
richtigung des Vorsteuerabzugs vorzuneh-
men. Eine Änderung der Verhältnisse liegt 
vor, wenn sich aufgrund der tatsächlichen 
Verwendung des Gegenstands nachträglich 
eine höhere oder niedrigere Abzugsberech-

U M S AT Z S T E U E R

tigung ergibt als bei der Entscheidung über 
den ursprünglichen Vorsteuerabzug. Es sind 
die Vorschriften der Vorsteuerberichtigung 
zu beachten.

Tipp: Der Übergang von der sog. Klein-
unternehmerregelung zu den allgemeinen 
Besteuerungsgrundsätzen und umgekehrt 
führt zu einer Änderung der Verhältnisse 
und somit zu einer Vorsteuerberichtigung.
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Vorsteuerabzug: Angemessener Teil der 
Anschaffungskosten für einen teuren 
Pkw

Vorsteuerbeträge für betrieblich veranlasste 
Aufwendungen sind insoweit nicht abzugs-
fähig, als sie unter das einkommensteuerli-
che Abzugsverbot fallen. Nach einem Urteil 
des Finanzgerichts Berlin Brandenburg ist 
die Anschaffung eines teuren und schnellen 
Pkw nicht grundsätzlich unangemessen. Das 
gilt selbst dann, wenn die Benutzung eines 
repräsentativen Wagens für den Geschäfts-
erfolg keine Bedeutung hat. Repräsenta-
tionsgesichtspunkte sind lediglich ein Teil 
der Tatsachen, die bei der Beurteilung der 
Abzugsfähigkeit von Vorsteuerbeträgen ab-
zuwägen und zu würdigen sind. Es kommt 
entscheidend auf die Sichtweise eines or-
dentlichen und gewissenhaften Unterneh-
mers in der jeweiligen Situation an.

Im entschiedenen Fall hatte das Gericht die 
Vorsteuerbeträge zur Anschaffung eines 
über 200.000 € teuren Pkw nur einge-
schränkt zum Abzug zugelassen. Entschei-
dend war, dass die Anschaffungskosten 
mehr als das Dreifache des Durchschnittsge-
winns der letzten vier Jahre und mehr als 75 
% eines durchschnittlichen Jahresumsatzes 
in einem Zeitraum von ebenfalls vier Jahren 
betrugen. Außerdem war ein weiterer Pkw 
mit Anschaffungskosten von über 120.000 € 
im Betriebsvermögen vorhanden.

Das Finanzgericht hielt daher eine Beschrän-
kung des Vorsteuerabzugs aus den Anschaf-
fungskosten in einem Umfang von 100.000 € 
für angemessen.

U M S AT Z S T E U E R
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Grunderwerbsteuer: Mittelbare Ände-
rung des Gesellschafterbestands einer 
Personengesellschaft

Grunderwerbsteuer fällt auch dann an, wenn 
zum Vermögen einer Personengesellschaft 
ein inländisches Grundstück gehört und 
innerhalb von fünf Jahren unmittelbar oder 
mittelbar 95 % der Anteile am Gesellschafts-
vermögen auf neue Gesellschafter überge-
hen.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
selbst die Einräumung einer umfassenden 
Vollmacht zur Ausübung der Rechte aus 
einem Gesellschaftsanteil nicht ausreicht, 
um eine mittelbare Änderung des Gesell-
schafterbestands einer Personengesellschaft 
anzunehmen.

Im konkreten Fall hatte ein Kommanditist, 
der zu 100 % an einer grundbesitzenden 
GmbH & Co. KG beteiligt war, Kommandit-
anteile von 94 % an zwei Erwerber über-
tragen (unmittelbare Änderung des Ge-
sellschafterbestands). Wenig später räumte 
er den Erwerbern jeweils einzeln eine um-
fassende, unbefristete und unwiderrufliche 
Vollmacht in Bezug auf die verbleibenden 6 
% des Kommanditanteils ein. Danach waren 

die Erwerber sogar dazu berechtigt, den 
Gesellschaftsanteil – auch an sich selbst und 
ggf. ohne Gegenleistung – zu veräußern 
und abzutreten. Darin sah das Finanzamt 
eine mittelbare Änderung des Gesellschaf-
terbestands und setzte, weil damit die 95 % 
Grenze überschritten war, Grunderwerbsteu-
er fest.

Zu Unrecht, wie der Bundesfinanzhof ent-
schied. Trotz der Vollmacht sind die 6 % 
Anteil am Gesellschaftsvermögen wirt-
schaftlich nicht den Erwerbern zuzurechnen. 
Solange sie die Vollmacht nicht ausüben, 
verbleiben die maßgeblichen, wesentlichen 
Gesellschaftsrechte, nämlich das Stimmrecht 
und das Gewinnstammrecht, beim Komman-
ditisten.

G R U N D E R W E R B S T E U E R
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Änderungskündigung bei Vorhanden-
sein eines anderen Arbeitsplatzes

Wenn eine betriebliche Aufgabe wegfällt, 
kann der Arbeitgeber gegenüber dem 
Stelleninhaber eine betriebsbedingte Än-
derungskündigung aussprechen. Dies ist 
eine Kündigung des bisherigen Arbeitsver-
hältnisses verbunden mit dem Angebot zur 
Eingehung eines neuen Arbeitsverhältnisses 
zu geänderten Bedingungen, also z. B. mit 
neuen Aufgaben und geänderter Vergütung.

Eine solche Kündigung muss sich ggf. an den 
Vorschriften des Kündigungsschutzes mes-
sen lassen. Dabei verlangt der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit vom Arbeitgeber, dass 
er im Fall des Vorhandenseins anderer freier 
Arbeitsplätze im Unternehmen diese dem 
Arbeitnehmer anbietet. Bestehen mehrere 
geeignete Weiterbeschäftigungsmöglichkei-
ten, hat der Arbeitgeber denjenigen Arbeits-

A R B E I T S R E C H T

platz anzubieten, dessen Arbeitsbedingun-
gen sich am wenigsten von den bisherigen 
Verhältnissen entfernen.

Gemessen an diesem Maßstab verwarf das 
Landesarbeitsgericht Mecklenburg Vorpom-
mern die von einem Verein seinem früheren 
Qualitätsmanagementbeauftragten gegen-
über ausgesprochene Änderungskündigung. 
Der Verein hatte ihm die Stelle einer Pflege-
fachkraft angeboten. Das Gericht stellte aber 
fest, es habe mehrere, dem Mitarbeiter nicht 
angebotene freie Arbeitsplätze gegeben, die 
das bisherige Arbeitsverhältnis in geringe-
rem Maße verändert hätten. Die Kündigung 
war deshalb unwirksam.
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Wohnungsmieter müssen keine Verwal-
tungskosten zahlen

Verwaltungskosten dürfen vom Vermieter 
nicht auf die Miete umgelegt werden, da 
diese nicht zu den umlagefähigen Betriebs-
kosten zählen. Dies hat das Landgericht 
Berlin entschieden.

Vermieter und Mieter bezeichneten im 
Mietvertrag einen festen Betrag als Netto-
kaltmiete. Im Formularvertrag war eben-
falls festgelegt, dass der Mieter neben den 
Betriebs- und Heizkostenvorauszahlungen 
zusätzlich eine Verwaltungspauschale zu 
zahlen hat. Nachdem der Mieter die Pau-
schale einige Zeit gezahlt hatte, verlangte er 
vom Vermieter deren Rückerstattung, da er 
die Vereinbarung für unwirksam hielt.

Das Gericht teilte die Meinung des Mieters. 
Über die Grundmiete hinaus darf ein Ver-
mieter nur Betriebskosten abrechnen. Diese 
dürfen aber keine Abrechnungspositionen 
enthalten, die über den in der Betriebskos-
tenverordnung genannten Katalog hinaus-
gehen. Verwaltungskosten sind in dieser 
Aufzählung nicht genannt und gehören 
damit nicht zu den umlagefähigen Betriebs-
kosten.

M I E T E R  /  V E R M I E T E R V E R FA H R E N S R E C H T

Billigkeitserlass von Nachzahlungszin-
sen bei freiwilliger Zahlung

Eine Kapitalgesellschaft hatte während einer 
Betriebsprüfung freiwillige Körperschaft-
steuerzahlungen für den Prüfungszeitraum 
entrichtet. Nach Abschluss der Betriebsprü-
fung erließ das Finanzamt geänderte Kör-
perschaftsteuerbescheide und setzte Nach-
zahlungszinsen fest. Daraufhin beantragte 
die Gesellschaft für einen Teil der Nachzah-
lungszinsen im Zeitraum vom 30. April 2007 
(Zahltag) bis zum 29. November 2010 (Tag 
des Wirksamwerdens der Steuerfestsetzung) 
– d. h. für 43 volle Monate – Erlass aus Billig-
keitsgründen.

Das Finanzamt gab dem Antrag nur teil-
weise statt und ging unter Hinweis auf eine 
entsprechende Verwaltungsanweisung von 
einem Zinslauf von 42 Monaten aus. Nach 
dieser Anweisung beginne der „fiktive Zins-
lauf“ erst am Tag nach der Zahlung.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass zur 
Ermittlung des Erlassbetrags für den Beginn 
des „fiktiven Zinslaufs“ der Tag der freiwil-
ligen Zahlung einzubeziehen ist. Damit 
waren 43 Monate als Berechnungsgrundlage 
zutreffend. 
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Geschäftsführerhaftung nach Bestel-
lung eines vorläufigen Insolvenzver-
walters

Verletzt der Geschäftsführer einer GmbH 
vorsätzlich oder grob fahrlässig seine steuer-
lichen Pflichten, kann er für nicht oder nicht 
rechtzeitig gezahlte Steuern der GmbH in 
Haftung genommen werden.

Der Bundesfinanzhof hatte folgenden Fall 
zu entscheiden: Anfang März wurde der 
Insolvenzeröffnungsantrag über das Vermö-
gen einer GmbH gestellt und ein vorläufiger 
Insolvenzverwalter mit allgemeinem Zustim-
mungsvorbehalt (sog. schwacher vorläufiger 
Insolvenzverwalter) bestellt.

Bereits im Februar hatte die GmbH Einfuh-
ren angemeldet. Die hierauf zu zahlende 
Einfuhrumsatzsteuer war aufgrund eines 
Zahlungsaufschubs erst Mitte März fällig. 
Der Geschäftsführer zahlte die Steuern nicht. 
Er meinte, nicht er, sondern der Insolvenz-

V E R FA H R E N S R E C H T

verwalter hätte zum Fälligkeitszeitpunkt die 
Verwaltungs- und Verfügungsbefugnisse 
in der GmbH innegehabt. Daraufhin nahm 
das Hauptzollamt den Geschäftsführer mit 
Haftungsbescheid in Anspruch.

Das Gericht hielt den Bescheid aus zwei 
Gründen für rechtmäßig. Wird ein schwacher 
vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt, wird 
der Geschäftsführer von seinen Verpflich-
tungen zur Steuerzahlung nicht entbunden. 
Unabhängig davon hätte er die Steuern 
zahlen müssen, weil die Zahlungspflicht 
bereits im Februar entstanden war. Lediglich 
die Fälligkeit war später. Er hätte die im Fe-
bruar noch vorhandenen Geldmittel für die 
Steuerzahlungen zurücklegen müssen.

Hinweis: Hat der Geschäftsführer für seine 
Tätigkeit bei der GmbH Arbeitslohn bezo-
gen, kann er die gezahlten Haftungsbeträ-
ge als Werbungskosten steuerlich geltend 
machen.


